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Planverfahren: 

Der Gemeinderat von Ferna hat im Februar 2021 (15.02.2021) die 1. Änderung und Ergänzung des Be-
bauungsplanes Nr. 4 POSTWEG in Ferna beschlossen.  
Das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB findet bei dieser 1. Änderung des BP Postweg keine 
Anwendung. Die Bearbeitung der 1. Änderung des BP wird im Normalverfahren erfolgen. Dem entspre-
chend wird der F-Plan (4. Änderung FP) gemäß § 6 Abs. 6 BauGB im Parallelverfahren geändert.  
Der BP soll durch die teilweise Überplanung des Flurstückes 530/1 ergänzt werden.  
Weiter wird durch das veränderte Verfahren eine UVP erforderlich. Dabei soll die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung ausreichend im Umweltbericht behandelt werden. 
 

 
Auszug des Geltungsbereiches der 1. Änderung des BP POSTWEG in Ferna 

 
Diese 1. Änderung ist ein eigenständiger Bebauungsplan und soll die genehmigte Satzung vom 02.08.2019 
ersetzen. 
 
Nach der Trägerbeteiligung wird diese Begründung dahingehend geändert und abgeglichen, dass die Än-
derungen Kursiv-Grün in Kursiv-Schwarz geändert werden und gestrichene Festsetzungen entfernt wer-
den. 

 
Begründung der 1. Änderung: 

 

Baurechtliche Gründe 

In der Gemeinde Ferna existiert der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 4 POSTWEG (rechtskräftig seit dem 
02.08.2019).  
Mit Schreiben vom 11.12.2020 beantragte Herr Marcel Kunkel für das Flurstück 530/1 (Teilfläche) der Ge-
markung Ferna, Flur 2 die 1. Änderung und die Ergªnzung des rechtskrªftigen Bebauungsplanes ĂPost-
wegñ. 
Mit Schreiben vom 25.04.2021 beantragte Herr Frank Faupel für das Grundstück 2, im Baugebiet 1, BP 
POSTWEG der Gemeinde Ferna, die Änderung der Traufhöhen und die Änderung der Dachneigung. Diese 
Änderung begründet sich in dem vorgefundenen Grundstück, welches mehr als 0,60 cm von der neuen 
Straße tiefer liegt und zum Norden in der Geländeoberfläche weiter abfällt. Die Änderung der DN begründet 
der Bauherr mit der Absicht zum NB eines Stadtvilla -Hauses. 
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Der Gemeinderat ist verpflichtet, Anträge zu prüfen. (Es muss aber ein schriftlicher unterschriebener An-
trag vorliegen). Zu prüfen wäre: 

¶ ist das Vorhaben realisierbar 

¶ möchte die Gemeinde die Realisierung 

¶ welche Möglichkeiten der Realisierung gibt es 

¶ dient das Vorhaben in erster Linie der Förderung privater Eigentümerinteressen oder besteht auch 
ein mit der Ordnung der städtebaulichen Entwicklung zusammenhängendes öffentliches Interesse. 

¶ Könnte das Vorhaben zu Spekulationen und Preistreibereien führen 

¶ Gefälligkeitsplanungen sind zu unterbinden 
 
Gefälligkeitsplanungen in der Stadt- und Gemeindeplanung sind unzulässig, jedoch wird diese Änderung 
als zulässig gesehen, obwohl die Aufstellung eines Bebauungsplanes auf private Bauwünsche zurück-
geht. Denn es ist unbedenklich, wenn die Gemeinde mit dem Bebauungsplan nicht ausschließlich private 
Bauwünsche fördern, sondern die städtebauliche Entwicklung fortentwickeln will.  
Dies ist hier der Fall. Der Bereich der Änderung liegt am westlichen Ortsrand von Ferna auf der westlichen 
Seite des Postweges und östlich zu einen Landwirtschaftsweg. Nördlich folgt eine nicht bebaubare Grün-
fläche mit anschließender beifließender HAHLE (Gewässer II. Ordnung). Südlich folgt ebenfalls eine Ein-
grünung mit anschließender Vorbehaltsfläche für die Ortsumgehung B 247.  
Damit ist eine größere Erweiterung des Wohnbaulandes aus den vorgenannten Gründen nicht möglich und 
die Gemeinde schafft hier eine städtebauliche Abrundung.  
Aus eigentumsrechtlichen Gründen wurde dieses Grundstück bisher nicht in dem BP POSTWEG berück-
sichtigt. Aus gleichem Grunde ist eine Bebauung mit mehreren Wohnhäusern ausgeschlossen. 
 
Grünordnerische Gründe 
Von der Planung sind keine Schutzgebiete nach §§ 23 - 29 BNatSchG und auch keine Schutzgebiete des 
Schutzgebietsnetzes ĂNatura 2000" nach Ä 32 BNatSchG betroffen. Der Planbereich tangiert gesetzlich 
geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG. Hierbei handelt es sich um ein Weidengebüsch mit südlich 
sowie nördlich angrenzenden reliktären Flutschwadenrasen im Grabenbereich.  
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG werden bei der Umsetzung der Planung 
nach Kenntnisstand der Unteren Naturschutzbehörde nicht einschlägig.  
Das zu bebauende Grundstück liegt als Wiese (Weidefläche) vor. Die Einfassung des Gebietes durch 
Baum- und Strauchbestand im nördlichen, östlichen und südlichen Bereich umschließt die zukünftige Be-
bauung. Dabei liegt eine Baum- und Strauchreihe im östlichen Bereich zwischen den BP POSTWEG und 
der 1. Änderung und dessen Geltungsbereich. Dies soll zwingend erhalten werden und erfährt eine ent-
sprechende Festsetzung. 
Für die westliche Eingrünung des Geltungsbereiches wird ein 10 m breiter Grüngürtel als Kompensations-
maßnahme festgesetzt. 
Eine Bebauung grenzt nur in östlicher Richtung mit dem WA POSTWEG an. Alle anderen Bereiche grenzen 
in einen Übergang zur freien Landschaft. 
Auch die Betrachtung des Artenschutzes fällt, durch die einfache Beurteilung der Weideflächen positiv aus. 
Der Artenschutz kann durch den Erhalt der benachbarten Anlagen, wie Gärten und Gräben gesichert wer-
den.  
Ein Umweltbericht liegt als Anlage bei. 
 
Weiter trennt die 1. Änderung mit seiner Ergänzungsfläche den bestehenden BP POSTWEG ein Graben 
mit zeitweiser Wasserführung für den Außenbereich. Dieser mündet direkt in die HAHLE. Hier soll eine 
abschnittsweise Verrohrung vorgenommen werden.  
 
 
Erläuterung der Änderungen zum BP Nr. 4 ĂPOSTWEGñ 

Diese 1. Änderung des B-Planes ist als Modifizierung des genehmigten BP zu verstehen.  
Die Änderungen der textlichen Festsetzungen wurden grün kenntlich gemacht und wegfallende Festset-
zungen werden durchgestrichen angezeigt. 
 
 
Änderung Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

- Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich soll um einen Bauplatz zuzüglich Nebenanlagen eine Erweiterung in Richtung 
Westen erweitert werden (neues Baugebiet 3). 
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- Gebäudehöhe 
Bei Sattel- und Walmdächern darf die Traufhöhe im Baugebiet 1 maximal als 6,50 m betragen 
 
- Privater Garten 
Es soll der westliche Bereich des Baugebietes 3 als private Grünfläche (Garten) festgeschrieben 
werden. Diese Gartenfläche darf nur mit einem Gerätehaus (Gebäudehöhe max. 3,5 m), Zuwegun-
gen oder andere Versiegelungen, wie Befestigungen, Teiche, Holzlager, Terrassen u. ä. von max. 
150 m² bebaut werden. Für jede angefangene 25 m² versiegelte Fläche ist in Baum zusätzlich zu 
pflanzen.  
 
 

Änderung Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 

 -Dachneigung 
Die beträgt bei Sattel- und Walmdächern 35° 22°- 49°, bei Pult- und versetzten Pultdächern 17°- 
45°. 
 
 

Änderung Grünordnerische Festsetzungen 
 

Für das Baugebiet 3 wird die Ausgleichsfläche F3 und F4 festgeschrieben. 
F3: Auf dieser Fläche ist ein Feldgehölz aus Sträuchern anzulegen. Die Sträucher sind versetzt im 
Pflanzverband 2 x 2 m gemäß Pflanzliste zu pflanzen. Diese Fläche ist eigenständig und darf nicht 
überbaut werden. Diese Maßnahmen sind auf Dauer zu erhalten. 
F4: Der 3 m breite Uferstreifen ist von Bebauung freizuhalten und extensiv zu pflegen (max. 2-
schürige Mahd). 
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0. Erläuterungen zum Geltungsbereich 
 

0.1 Abgrenzung und Beschreibung des Gebietes 
Das Gelände des Bebauungsplanes befindet sich außerhalb der dörflich wertvollen Bebauung und ist als 
Vervollständigung der innerdörflichen Bebauung zu bewerten. Es schließt direkt an das bereits bebaute 
Wohngebiet des B-Planes Nr. 2 ĂVerlªngerung BahnhofstraÇeñ an. So wurden auch die textlichen Festset-
zungen von diesem übernommen. 
Es handelt sich hier um ebenes bis leicht hängiges Gelände, das z. Z. als intensives Grünland genutzt wird 
(Mähwiese). Die Fläche eignet sich gut für die geplante Bebauung.  
Das Bebauungsgebiet liegt am westlichen Ortsrand der Gemeinde Ferna. 
 

Der Geltungsbereich des B-Planes ist wie folgt eingegrenzt: 
im Norden: durch das Gewªsser ĂHahleñ  
im Osten: das bereits bebaute Wohngebiet des B-Planes Nr. 2 ĂVerlªngerung BahnhofstraÇeñ 
im Süden: durch ehem. Bahnhofsgelände, 
im Westen: durch landwirtschaftliche Nutzfläche, 
 
0.2 Flächennutzungsplan und andere Planungen: 
Flächennutzungsplan 
Die Gemeinden und Städte sind nach dem Baugesetzbuch § 1 gehalten, Bauleitpläne für ihre Gemeinde-
gebiete aufzustellen, um die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde/Stadt vor-
zubereiten und zu leiten. 
Die Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungsplan (ver-
bindlicher Bauleitplan). Die Gemeinden stellen die Bauleitpläne in eigener Verantwortung auf, sobald es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Im Hinblick hierauf hat der Gemeinderat von Ferna die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 4 ĂPostwegñ 
mit dem Ziel beschlossen, Baugelände für Wohnungsbauinteressenten bereitzustellen. 
Der BP Nr. 4 ĂPostwegñ gemªÇ Ä 13 b (Einbeziehung von AuÇenbereichsflªchen in das beschleunigte 
Verfahren) aufgestellt. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickeln. Im beschleunigten Verfahren kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flä-
chennutzungsplanes abweicht, gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB auch aufgestellt werden, bevor der Flä-
chennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. Sofern durch die Planung die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung nicht beeinträchtigt wird, kann der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung angepasst 
werden.  
Auszug genehmigter Flächennutzungsplan mit Kennzeichnung der Änderung BP ĂPostwegñ: 

                      
Diese Berichtigung erfolgt als Information der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 
Öffentlichkeit und liegt als Anlage bei. 
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F¿r den Bereich der 1.  nderung des BP ĂPostwegñ erfolgt nun die Änderung des Flächennutzungspla-
nes (4. Änderung) im Parallelverfahren. 

                       Geltungsbereich 
 
Regionalplan 
Entsprechend § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die 
Entwicklung in Thüringen soll sich an der Planungsleitlinie Innen- vor Außenentwicklung orientieren. 

     
 Raumnutzungskarte, Regionalplan Nordthüringen   

Die Fläche des geplanten Wohngebietes hat im Regionalplan Nordthüringen (RP-N) eine Vorbehaltsfläche 
für eine Bebauung vorgesehen. 
Besondere Schutzgebiete sind hierbei nicht betroffen. 
 
 

Geltungsbereich  
1. Änderung  
BP ĂPostwegñ 
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0.3 Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll vorwiegend für Ortsansässige aus der Gemeinde Ferna 
die Möglichkeiten geschaffen werden, in ihrer Heimatgemeinde Bauland erwerben zu können, um ihre 
Bauwünsche zu erfüllen. 
 

Nach § 2 Abs.1 BauGB liegt die Verantwortung für die Bauleitplanung bei der Gemeinde. Gemäß § 1 Abs.3 
S.1 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Gemäß § 1 Abs.5 S.1 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung 
gewährleisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verant-
wortung künftiger Generationen miteinander in Einklang bringen.  
Der Bebauungsplan hat den Zweck, für seinen Geltungsbereich rechtsverbindliche Festsetzungen für die 
städtebauliche Ordnung zu schaffen.  
Der Beschluss über die Aufstellung des BP Nr. 4 ĂPostwegñ der Gemeinde Ferna gemäß § 13 b BauGB 
wurde am 16.07.2018 gefasst. Dieses Verfahren nach § 13b BauGB - Einbeziehung von Außenbereichs-
flächen in das beschleunigte Verfahren wurde gewählt, weil eine klare städtebauliche Weiterentwicklung 
der bestehenden Strukturen eindeutig erkennbar ist. Da es sich hier um Flächen außerhalb der Ortslage 
handelt, ist grundsätzlich von der durch die kommunale Planung vorgenommene Zuordnung zum Sied-
lungsbereich auszugehen. Mit den Zielen einer sinnvollen Einbeziehung eines Außenbereiches sind insbe-
sondere die Bebauungspläne zur Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und dem Umbau 
vorhandener Ortsteile gemeint. Eine weitere Voraussetzung für die Anwendung des § 13b BauGB ist, dass 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 
BauNVO von insgesamt weniger als 10.000 m² festgesetzt ist. Dabei sind die im Plangebiet vorhandenen 
Straßenflächen nicht mitzurechnen. Demnach ergibt sich: 
Bei einer Gesamtfläche des Geltungsbereiches von 0,27 ha, einer angenommenen GRZ von 0,3, ergibt 
sich eine zulässige Gesamtgrundfläche im Geltungsbereich von 810 m² < 10.000 m². 
 
Ohne Infragestellung der vorgebrachten Anregungen in den Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbetei-
ligung zur Berechnung der zulässigen Grundfläche im gesamten Plangebiet, die hier Berücksichtigung fan-
den, wird die für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens gem. § 13b BauGB erforderliche Voraus-
setzung von einer zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Bau NVO kleiner 10.000 m² eingehal-
ten.  
 
Der mit freistehenden Einzelhäusern zu bebauendem Geltungsbereich soll durch die Struktur der Bebau-
ung und seinen hohen Grünflächenanteil großzügig und transparent erscheinen. 
Das Planungsgebiet wird als bebaute städtische Weiterführung der Dorfbebauung bewertet. Es soll als eine 
Erweiterung und Bereicherung des Ortsteils Ferna verstanden werden. Mit diesem Bebauungsplan sollen, 
die ohnehin rückgängigen Einwohnerzahlern in den Dorfgemeinden, gestoppt werden und ein gesunder 
Ausgleich zum wachsenden städtischen Bereich geschaffen werden. Hinzu kommen die wirtschaftlichen 
Vorteile einer Dorfbebauung, mit ihren erheblich geringeren Baulandkosten. Der Architekturanspruch ist 
dementsprechend dem Dorfcharakter anzupassen. 
Zur Situation der möglichen Wohnbebauung in der Gemeinde ist zu sagen, dass keine weiteren Wohnbau-
gebiete vorhanden sind und das angrenzende Wohngebiet des B-Planes Nr. 2 ĂVerlªngerung Bahnhof-
straÇeñ und das Wohngebiet ĂBäckergasseñ beim Sportplatz bereits bebaut ist.  
Die wenigen Baulücken (siehe Anlage Baulückenkataster), welche im Ortskern/ Innenbereich vorhanden 
sind, befinden sich im privaten Besitz und stehen dem freien Markt nicht zur Verfügung. 
Auch die bereits erschlossenen Grundstücke im ĂPostwegñ ehemals Bahnhofstraße (Baulücken 11 ï 13)) 
sind in privater Hand und stehen nicht zur Verfügung.  
In der Ergänzungssatzung ĂBahnhofstraße-Westseiteñ gibt es noch 2 freie Bauplätze (Baulücke 14 und 15), 
die aber ebenfalls in privater Hand sind und nicht zur Verfügung stehen.  
Auch die demografische Entwicklung in der Gemeinde Ferna hält sich in den letzten Jahren in Grenzen. 
Die Gemeinde Ferna hat in den letzten 28 Jahren einen Bevölkerungsanstieg von 97 Einwohnern zu ver-
zeichnen, der in den ersten 14 Jahren, durch die Entwicklung von Wohnbauland, besonders positiv entwi-
ckelt werden konnte (2004 ï 604 EW). Die folgende negative Entwicklung kann für diese kleine Gemeinde 
eher positiv bewertet werden. Auch in den letzten 4 Jahren kann man von einer positiven Entwicklung 
sprechen. So hält sich der negative Trend von Ferna fern (578 EW - 2015, 577 EW - 2016, 586 EW - 2017 
und 581 EW - 2018). Diese Entwicklung motiviert die Gemeinde, weiter Wohnbauland für die Gemeinde, 
für das Eichsfeld und für Thüringen entwickeln zu wollen. Dass ein ausreichendes Angebot von Wohnbau-
land sich positiv ausdrücken kann, zeigt die Entwicklung der Gemeinde Ferna. 
Als positiv ist in den letzten 5 Jahren der Ankauf (3 Grundstücke) von ungenutzten Gebäuden und dessen 
Umbauten durch junge Familien zu bewerten. Durch diese positiv zu bewertende junge Nutzung mit grö-
ßeren Familien, konnte der Einwohnerrückgang vorteilhaft für den Gebäudebestand in Grenzen gehalten 
werden. Da diese Möglichkeiten sich aber nun kaum noch anbieten, muss etwas für die Bereitstellung von 
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Wohnbauland getan werden, damit junge Familien nicht in Nachbargemeinden und Städte ziehen müssen, 
weil das Angebot von Bauland nicht gegeben ist.  
Zur Vervollständigung kann man, sagen dass in dieser kleinen Gemeinde in den letzten 10 Jahren 9 Neu-
bauten und zahlreiche Um- und Ausbauten zu vermelden waren. 
 
Anderes Entwicklungspotential ist in der Gemeinde nicht verfügbar. In der Gemeinde sind keine frei ver-
fügbaren Grundstücke vorhanden. 
Der kurzfristige Bedarf in Ferna an Wohnbauland wird noch einmal durch die 3 bereits vorhandenen Bau-
werber untersetzt. 
Mit diesem Baugebiet soll ein Wohngebiet mit 3 Bauplätzen entstehen. Mit dieser Änderung bzw. Erweite-
rung entsteht ein zusätzlicher Bauplatz. 
 
Die städtebauliche Entwicklung in diesem Gebiet ist nur mit Vorteilen zu bewerten, weil die umliegende 
Bebauung bereits städtebauliche Vorgaben macht. Die günstige Erschließung durch die Verlängerung des 
Postweges (ehemals Bahnhofstraße) wird für den Standort als großer Vorteil bewertet.  
Die Dringlichkeit wird dahingehend begründet, dass trotz aller Bemühungen in den letzten Jahren kein 
neues Wohnbauland in Ferna angeboten werden konnte.  
Auch wenn die fingerartige Erweiterung kritische gesehen werden könnte, ist eine Ausdehnung des Gel-
tungsbereiches in andere Himmelsrichtungen aus städtebaulichen und naturschutzrechtlichen Gründen 
nicht möglich. Der Eigentümer des Grundstückes beabsichtigt auf diesem Grundstück den Bau eines Ei-
genheimes mit zusätzlicher Eigentumswohnung.  
So soll in das Baufenster in westlicher Richtung ein Wohnhaus und in östlicher Richtung ein Nebengebäude 
mit Eigentumswohnung (Familienangehöriger) entstehen. 
Mit den naturschutzrechtlichen (Eingrünung & für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft) und städtebaulichen (Gebäudestrukturen und Maße der baulichen Nutzung) 
Festsetzungen werden die Belange der Freiraumsicherung ausreichend gesichert. 
Eine städtebauliche Abrundung des Postweges ist damit abschließend gegeben.  
 
0.4 Wahl des Gebietes 
Der Standort, die Verlängerung der StraÇe ĂPostwegñ (ehemals Bahnhofstraße) erfordert eine städtebauli-
che Ordnung und stellt eine gesunde Abrundung der Wohnbebauung dar. Hinzu kommen die gut geordne-
ten Eigentumsverhältnisse, das Grundstück 541/11 der Gemarkung Ferna Flur 2 befindet sich im Eigentum 
der Gemeinde.  
Als Alternativstandort wurde der BP Nr. 3 ĂSchulstraßeñ bereits intensiv betrachtet. Doch dieser BP ĂSchul-
straßeñ wurde wegen unüberwindbaren Wiedersprüchen bezüglich Immission vorerst zurückgestellt. Ein 
weiterer Alternativstandort ist die Erweiterung des Wohngebiets ĂBäckergasseñ ï ĂNeue Straßeñ (Rieme-
linge) am Sportplatz. Dieser wurde wegen Problemen des Naturschutzes aber ebenfalls vorerst zurückge-
stellt. 
 
0.5 Erschließungsträger 
Für die Umsetzung des Wohngebietes zeigt sich die Gemeinde Ferna verantwortlich. 
 
 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  
- Art der baulichen Nutzung: 
Der Geltungsbereich ist als allgemeines Wohngebiet (WA) § 4 BauNVO ausgewiesen. 
Allgemeine Wohngebiete (WA) § 4 BauNVO dienen vorwiegend dem Wohnen. 
zulässig sind: 
1. Wohngebäude 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- u. Speisewirtschaften sowie nicht stö-
rende Handwerksbetriebe 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche u. sportliche Zwecke 
ausnahmsweise können zugelassen werden:                                                  
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes                                    
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
3. Anlagen für Verwaltungen 
4. Gartenbaubetriebe 
nicht zulässig sind: 
1. Tankstellen  
Die Ausnahmen und die nicht Zulässigkeit wird in dem Bedarf der städtebaulichen Anforderungen begrün-
det, da diese Anlagen in der Nähe bzw. an anderer Stelle bereits vorhanden oder möglich sind. 
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- Maß der baulichen Nutzung: 
Es sind pro Gebäude max. 2 Wohneinheiten (WE) zulässig. 
Es wird eine offene Bauweise und eine GRZ entsprechend der umliegenden Bebauung von 0,3 festgelegt. 
Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß § 19 (4) BauNVO durch Garagen und Stellplätze 
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, ist nicht zulässig. 
Mit dieser Festsetzung soll eine zu große Gebäudeansiedlung vermieden werden. 
 
1.2 Trauf- und Gebäudehöhe (§ 18 BauNVO) 
Bei Sattel- und Walmdächern darf die Traufhöhe maximal als 5,00 m (nur im Baugebiet 1 max. 6,50 m) und 
die Gebäudehöhe maximal 10,00 m betragen.  
Die Traufhöhe von 6,50 m begründet sich im Geländebestand und wird städtebauliche nicht als nachteilig 
gesehen, weil die Firsthöhe unverändert bleibt und das zwingend anpassende Gelände, eine Traufhöhe 
von ca. 5,50 m zur Straße in Fertigstellung sein wird. Für das Baugebiet 2 und 3 sind die Festsetzung von 
5,00 m Traufhöhe ausreichend, weil das Gelände zum Süden ansteigt.  
Eine Veränderung der Bezugshöhe ist grundsätzlich zu diesen Planungsstand nicht vorteilhaft, weil nur 
noch ein Wohnhaus im bestehenden Geltungsbereich fehlt und dieser Bauherr einen entsprechenden An-
trag gestellt hat. Für die Ergänzungsfläche gibt es keine vorliegende Erschließungsanlage, deshalb ist ins-
gesamt die Bezugsebene auf Gebäudemitte bei zuhalten. 
Bei Pultdächern darf die Traufhöhe maximal 7,50 m und die Gebäudehöhe maximal 8,50 m betragen. Bei 
Flachdächern ist eine Gebäudehöhe von maximal 8,00 m zulässig. Die Traufhöhe ist die Höhenlage der 
Schnittkante der Außenwand mit der Dachhaut, bezogen auf die Bezugsebene. Die Gebäudehöhe bezieht 
sich ebenfalls auf die Bezugsebene. Bezugsebene für die Höhenfestsetzungen der Gebäude ist die Ober-
kante des vorhandenen Geländes in Gebäudemitte. 
 
 1.3 Immissionsschutz 
Auch wenn die Bahnstrecke noch eine gleichnamige Widmung erfährt, so ist es wohl nicht vorstellbar, dass 
die Bahnstrecke ihre alte Nutzung wieder erhält, denn der Lückenschluss zwischen Leinefelde ï Wintzin-
gerode wird derzeit und zukünftig durch die neue B 247n genutzt. 
Durch die vorhandenen Verkehrsbelästigungen der Bundesstraße 247 sind keine Belästigungen, infolge 
Entfernung und Zwischenbebauung, zu erwarten. 
Bei der zu erwartenden Verkehrsbelästigung der künftigen Umgehungsstraße B 247n sind die geforderten 
Schallschutzmaßnahmen für die schutzbedürftigen Räume durch geeignete bauliche Maßnahmen, ent-
sprechend der DIN 4109 ï Schallschutz im Hochbau ï im Sinne der Einhaltung der in der VDI 2719 gefor-
derten Mittelungspegel in Wohnräumen von 35 ï 40 dB(A), in Schlafräumen von 30 ï 35 dB(A) sowie 
mittlere Maximalpegel in Wohnräumen von 45 ï 50 bB(A) und in Schlafräumen von 40 ï 45 dB(A) nicht als 
angemessen zu betrachten, denn die neue Umgehung wird nicht auf den alten Bahndamm, sondern 400 
m weiter südlich gebaut und wird somit nicht zu einem Problem der neuen Wohnbebauung. Außerdem ist 
die neue Wohnbebauung eine Fortführung einer vorhandenen Bebauung. So werden seitens der neuen B 
247n entsprechende Nachweise und Schutzmaßnahmen erforderlich. 
Die Forderungen der Außenwohnbereiche, nachweislich nur dort zulässig festzusetzen, wo die Orientie-
rungswerte für Mischgebiete bzw. allgemeine Wohngebiete nach der DIN 18005 von 60 dB(A) tags von 
06.00 -22.00 Uhr und 45 dB(A) nachts im Zeitraum von 22.00 ï 06.00 Uhr sicher eingehalten werden, ist 
auch nicht durchführbar, denn zum einen müssten diese z.Z. nördlich und später südlich eingehalten wer-
den. 
 

Festsetzung: 
Infolge der vorhandenen Verkehrslärmbelastungen durch die Bundesstraße 247 und der künftigen Umge-
hungsstraße B 247n sind Schallschutzmaßnahmen für die schutzbedürftigen Räume durch geeignete bau-
liche Maßnahmen, entsprechend der DIN 4109 ï Schallschutz im Hochbau ï im Sinne der Einhaltung der 
in der VDI 2719 geforderten Mittelungspegel in Wohnräumen von 35 ï 40 dB (A), in Schlafräumen von 30 
ï 35 dB (A) sowie mittlere Maximalpegel in Wohnräumen von 45 ï 50 dB (A) und in Schlafräumen von 40 
ï 45 dB (A) ausreichend sicherstellen. 
 

Hinweis: 
Die Festlegungen für die Außenwohnbereiche sind nicht möglich, weil die geplante Bebauung einen Au-
ßenbereich nur auf der straßenabgewandten Seite zulässt. Mit der Festlegung der Baugrenzen und der 
städtebaulichen Entwicklung ist jeweils nur eine Anordnung des Außenwohnbereiches hinter dem Wohn-
gebäude möglich. Weiter sind Außenwohnbereiche in erster Linie für den Tagbereich angelegt und weniger 
für den Zeitraum zwischen 22:00 ï 6:00 Uhr. Eine Belästigung für den Nachtzeitraum ist also weniger zu 
erwarten.  
 

Begründung: 
Das Vorhaben befindet sich in der Ortslage Ferna, im Einwirkungsbereich der Bundesstraße 247 sowie der 
künftigen B 247n. 
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Es sind durch die Verkehrsbelastungen Lärmimmissionen, insbesondere nachts, für den Wohnstandort 
begründet zu erwarten, und Überschreitungen der zulässigen Orientierungswerte der DIN 18005 - Schall-
schutz im Städtebau ï durch Verkehrslärm können auftreten. Daher ist ausreichender Lärmschutz zur Ein-
haltung der Wohnruhe sicherzustellen. 
 
Gesetzliche Grundlagen: 
§ 50 BImSchG, DIN 18005, TA Lärm, VDI 2719, VDI 4109, Art. 14 GG 
 
Zitat aus der Stellungnahme LK Untere Immissionsschutzbehörde vom 29.07.2021: 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes befindet sich am südwestlichen Ortsrand der 
Gemeinde Ferna, im Einwirkungsbereich der künftigen Ortsumgehung (Bundesstraße B247n), des Tage-
baues, der Zufahrt zum Tagebau sowie bestehender Verkehrswege. 
Bzgl. der Einwirkungen durch Straßenverkehrslärm kann zur Beurteilung auf die schalltechnische Untersu-
chung zum Planfeststellungsverfahren Neubau der B 247 OU Ferna und OU Teistungen verwiesen werden. 
Darin wird am Immissionsort 10 (im Bereich des Bebauungsplanes Nr.4) bzgl. des Verkehrslärms ausge-
hend von der künftigen B247n neben der Einhaltung der Grenzwerte der 16. Bundes-Immissionsschutz-
verodnung (Verkehrslärmschutzverordnung 16.BImSchV) auch eine Einhaltung der Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete ausgewiesen. Unter Berücksichtigung des dann niedrigeren Stra-
ßenverkehrsaufkommens auf der jetzigen Ortsdurchfahrt Ferna (B 247) sowie der abschirmenden Wirkung 
bereits vorhandener Bebauung bestehen, den Zuständigkeitsbereich der Immissionsschutzbehörde des 
Landkreises Eichsfeld betreffend, zum o.g. Planungsvorhaben keine immissionsschutzrechtlichen Beden-
ken. 
Ungeachtet dessen sind bzgl. des Straßenverkehrs im Plangebiet z.T. auch deutliche Geräuschwahrneh-
mungen möglich, die mitunter auch als störend empfunden werden können. Auf der Basis der vorliegenden 
prognostischen Ergebnisse wären diese aber nach derzeitiger Sach- und Rechtslage nicht als schädliche 
Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu werten. 
 
1.4 überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
Die geplanten Wohnhäuser dürfen maximal einen Abstand von 7 m von der vorderen Baugrenze haben. 
Begründung: Da die Straße mit 5 m Breite doch sehr schmal ist und auch kein Gehweg geplant ist, sollte 
der max. Abstand von 7 m der geplanten Wohnhäuser von der vorderen Baugrenze bei Bedarf möglich 
sein. Den Bauherren soll die Möglichkeit vor dem Wohnhaus Parkflächen auf den privaten Grundstücken 
zu schaffen nicht genommen werden. (Parkmöglichkeiten auf der öffentlichen Verkehrsfläche würden zu 
Behinderungen führen) 
Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen sind mit Ausnahme der notwendigen Zufahrten, Zu-
gänge, Stellplätze, Garagen/Carports und Terrassen gärtnerisch anzulegen und auf Dauer zu erhalten. Für 
weitere Pflanzungen soll das Verhältnis von Laub- zu Nadelgehölzen mind. 2:1 sein. 
 
1.5 Privater Garten 
Es soll der westliche Bereich des Baugebietes 3 als private Grünfläche (Garten) festgeschrieben werden. 
Diese Gartenfläche darf nur mit einem Gerätehaus (Gebäudehöhe max. 3,5 m), Zuwegungen oder andere 
Versiegelungen, wie Befestigungen, Teiche, Holzlager, Terrassen u. ä. von max. 150 m² bebaut werden. 
Für jede angefangene 25 m² versiegelte Fläche ist in Baum zusätzlich zu pflanzen.  
 
 

2. Bauordnungsrechtliche Vorschriften 
 
2.1 Dachformen 
Es sind bei Wohnhäusern nur Sattel-, Walm-, Pult-, versetzte Pult- und Flachdächer zulässig. 
 
2.2 Dachneigung 
Die Dachneigung beträgt bei Sattel- und Walmdächern 35° 22°- 49°, bei Pult- und versetzten Pultdächern 
17°- 45°. Die Dachneigung von 22° - 49° erlaubt eine zeitgemäße und moderne Bebauung mit einen Stadt-
villahaus, diesen Wunsch möchte die Gemeinde Ferna gern nachkommen. 
 
2.3 Dacheindeckung  
Es sind nur rote, braune und anthrazitfarbene Dächer zulässig. 
 
2.4 Fassade 
Es sind keine reinen Blockbohlenhäuser zulässig. 
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 3. Grünordnerische Festsetzungen 
 
Zustandserfassung und Beurteilung der Konfliktsituation 
Das Bebauungsgebiet liegt am westlichen Ortsrand der Gemeinde Ferna. Der Geltungsbereich wird z. Z. 
als intensives Grünland genutzt wird (Mähwiese).  
Eine UVP ist nach § 13b BauGB nicht erforderlich. Jedoch wird für diese 1. Änderung eine UVP durchge-
führt (siehe beiliegenden Umweltbericht). 

 
 
3.1 Gestaltungsmaßnahmen 
In Anlehnung an den angrenzenden BP Nr. 2 ĂVerlªngerung BahnhofstraÇeñ wurden die Gestaltungsmaß-
nahmen festgesetzt. 
Bei Randbepflanzungen sind die Abstände für Pflanzen nach dem Thüringer Nachbarrechtsgesetz vom 22. 
Dezember 1992 (GVBl. S. 599) zu benachbarten Nutzungen einzuhalten. 
 
- Je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger Obstbaum gem. Pflanzliste zu pflanzen. 
- F1 Auf dieser Fläche ist ein Feldgehölz aus Sträuchern für Uferbepflanzung anzulegen. Die Sträucher 
sind versetzt im Pflanzverband 2x2m gemäß Pflanzliste zu pflanzen. Diese Fläche ist eigenständig und 
darf nicht überbaut werden. Diese Maßnahme F1 ist auf Dauer zu erhalten. 
- F2 und F3: Auf dieser Fläche ist ein Feldgehölz aus Sträuchern anzulegen. Die Sträucher sind versetzt 
im Pflanzverband 2x2 m gemäß Pflanzliste zu pflanzen. Diese Flächen sind eigenständig und dürfen nicht 
überbaut werden. Diese Maßnahmen sind auf Dauer zu erhalten. 
- F4: Der 3 m breite Uferstreifen ist von Bebauung freizuhalten und extensiv zu pflegen (max. 2-schürige 
Mahd). 
 
3.2 Pflanzliste 
Sträucher:  Obstbaumhochstämme (Kulturobst)  
Cornus sanguinea - Gemeiner Hartriegel bevorzugt alte Sorten z. B. 
Corylus avellana - Hasel Apfel: - Cox`Orangen Renette  
Crataegus monogyna - Eingriffl. Weißdorn  - Klarapfel 
Euonymus europareus - Pfaffenhütchen  - Ontario 
Cornus mas - Kornel-Kirsche   - Boskop 
Ligustrum vulgare - Liguster  Birne - Gute Luise 
Prunus spinosa - Gemeine Schlehe  - Williams Christ 
Rosa canina - Heckenrose Kirsche: - Kassins frühe Herzkirschen  
Syringa vulgaris - Flieder  - Schattenmorellen 
Viburnum opulus - Gewöhnl. Schneeball Pflaume: - Hauszwetsche 
Carpinus betulus - Hainbuche  - Wangenheim 
 
Sträucher für Uferbepflanzung:   
Salix alba - Silberweide  
Salix cinerea - Asch-Weide  
Salix purpurea - Purpur- Weide  
Salix caprea - Sal-Weide 
Salix eleagnos - Lavendel-Weide  
Salix aurita - Ohr-Weide 
Salix acutifolia - spitzblättrige Weide 
  
















